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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Lärmproblem des Überschallverkehrs 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, 
Mertes und Genossen 
— Drucksache VI/331 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister des 
Innern wie folgt: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Bundesrat der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft nicht nur dafür gesorgt hat, daß 
auf seinen Antrag hin im September 1968 die Vollversammlung 
der internationalen Zivilluftfahrtorganisation eine Resolution 
über die Verwendung von Überschallflugzeugen gefaßt hat, 
sondern der Bundesrat darüberhinaus das Verkehrsdepartement 
beauftragt hat, eine besondere Gesetzesbestimmung hinsichtlich 
des Überschallverkehrs zur Aufnahme in das Luftfahrtgesetz 
vorzuschlagen, nachdem störende Einwirkungen des Überschall- 
verkehrs unterbunden werden sollen? 


Ja. 


Die Resolution der Vollversammlung der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation über die Verwendung von Überschall- 
flugzeugen (16. Vollversammlung, Buenos Aires 1968, A 16-4) 
geht jedoch nicht allein auf schweizerische Initiative zurück, 
sondern auf einen gemeinsamen Antrag der Bundesrepublik 
Deutschland, Dänemarks, Irlands, Österreichs, Schwedens und 
der Schweiz. 
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2. Ist die Bundesregierung bereit, ebenso wie der Sdiweizerisdie 
Bundesrat zu verfahren, „um seine Haltung zu verdeutlichen 
und jeden Zweifel über die Rechtslage zu beseitigen"? 


Ja. 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, daß sie den Ver- 
kehr von zivilen Luftfahrzeugen mit Überschallgeschwindig- 
keit nicht duldet, sofern die dabei auftretenden Schalldrücke 
die bisher beobachteten Auswirkungen auf die überflogenen 
Gebiete und ihre Bewohner ausüben. Sie kann dieses Verbot 
hach geltendem Recht gegenüber deutschen sowie ausländi- 
schen Luftfahrzeugen durchsetzen, ohne dabei gegen internatio- 
nale Verpflichtungen zu verstoßen. Nachdem der Deutsche 
Bundestag mit seiner Entschließung vom 26. Juni 1969 (Druck- 
sache V/4427) die Bundesregierung ersucht hat, „eine Regelung 
vorzubereiten, durch die das überfliegen besiedelter Gebiete 
mit Überschallgeschwindigkeit verboten wird", ist die Bundes- 
regierung bereit, eine entsprechende Vorschrift in die Luftver- 
kehrs-Ordnung aufzunehmen, nach der Flüge mit Überschall- 
geschwindigkeit untersagt werden, sofern sie mit übermäßigen 
Lärmeinwirkungen verbunden sind, die sich mit denen des be- 
stehenden Luftverkehrs nicht vergleichen lassen. 

Die geplante schweizerische Regelung sieht im Entwurf eine 
Vorschrift folgenden Inhalts vor: 

„Flüge mit Überschallgeschwindigkeit, welche auf der Erd- 
oberfläche übermäßigen Lärm oder erhebliche Gefahren 
verursachen, sind im Luftraum über der Schweiz verboten." 


Georg Leber 
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